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1. Fragestellung 

Der Auftraggeber bittet um Beantwortung diverser Einzelfragen zum Gesetzentwurf zur Reform 
der Grundsteuer und die Auswirkungen auf den bundesstaatlichen Finanzausgleich. 

2. Regelungen im Gesetzentwurf 

Durch die geplante Einführung einer Länderöffnungsklausel bestünde künftig für die Bundeslän-
der die Möglichkeit, eine vom Bundesrecht abweichende Regelung für die Grundsteuer zu tref-
fen. Dies hat unmittelbar Auswirkungen auf den bundesstaatlichen Finanzausgleich bei der Be-
rechnung der Finanzkraft der einzelnen Bundesländer. Insofern ist es im Rahmen einer Ver-
gleichbarkeit der Finanzkraft erforderlich, dass diese von einer bundeseinheitlichen Bemessungs-
grundlage ausgehend berechnet wird. Daher sieht Artikel 17 des Grundsteuer-Reformgesetzes in 
§ 8 Abs. 2 FAG eine entsprechende Anpassung vor, so dass für alle Bundesländer eine Bewertung 
der wirtschaftlichen Einheiten nach dem dann neu gefassten Bewertungsgesetz erfolgen muss. 
Dies gilt auch für die Berechnungsweise der Grundbeträge für die Grundsteuer durch das Statisti-
sche Bundesamt. Folglich müssen zunächst alle Bundesländer, nach Implementierung der 
Grundsteuerreform, die bundesgesetzlich normierte Bewertung umsetzen. Davon abweichende 
Regelungen einzelner Bundesländer im Rahmen der Öffnungsklausel müssten zusätzlich durch-
geführt werden. 

3. Auswirkungen auf den bundesstaatlichen Finanzausgleich 

Durch die beschlossene Reform der Bund-Länder-Finanzbeziehungen erfolgt ab 2020 eine Anglei-
chung der Finanzkraftunterschiede der Länder über Zu- und Abschläge bei der Umsatzsteuerver-
teilung und Sonderbedarfsergänzungszuweisungen des Bundes. Bei der Berechnung der Finanz-
kraft eines Landes findet auch die kommunale Steuerkraft (ab 2020 75%) Berücksichtigung. 
„Eine Grundsteuerreform, die mit Anpassungen der Wertverhältnisse einhergeht, wird sich somit 
– wenn auch minimal – immer auch auf den Bund-Länder-Finanzausgleich auswirken.“1 Ob die 
Gesetzgebungskompetenz für die Reform der Grundsteuer beim Bund verbleibt oder durch die 
Länder künftig ausgeführt werden müsste, ist für die möglichen Auswirkungen in den föderalen 
Finanzbeziehungen unerheblich. 

Die Studie des ifo-Instituts aus dem August 20182 hat die Auswirkungen der damals diskutierten 
Reformmodelle (Äquivalenzmodell, Verkehrswertmodell, Bodenwertsteuer) auf den Länder-Fi-
nanzausgleich untersucht. Dabei kann konstatiert werden, dass die einzelnen Reformmodelle kei-
nen Einfluss auf den Status als Geber- oder Nehmerland hätten. Durch die Untersuchung wird 
aufgezeigt, „dass es eine beachtliche Korrespondenz gibt zwischen den Lagern, die die einzelnen 
Reformmodelle unterstützen, und den Auswirkungen im Rahmen des Länderfinanzausgleichs; 
die Befürworter der einzelnen Reformmodelle sind zumeist gleichzeitig auch deren Profiteure. So 
würde unseren Schätzungen zufolge die Einführung des Äquivalenzmodells dazu führen, dass 

                                     

1 Färber, Gisela: Eine schnelle und gerechte Grundsteuerreform ist nötig, in: Zeitgespräch, ZBW 2018, S. 168. 

2 Ifo-Institut: Die Grundsteuer in Deutschland: Finanzwissenschaftliche Analyse und Reformoptionen, August 
2018, im Internet unter: https://www.cesifo-group.de/DocDL/ifo-studie-2018-fuest-etal-grundsteuer.pdf 
[22.08.2019]. 

https://www.cesifo-group.de/DocDL/ifo-studie-2018-fuest-etal-grundsteuer.pdf
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die drei Urheber des Modells Baden-Württemberg, Bayern und Hessen, die gleichzeitig Geberlän-
der sind, in Zukunft einen geringeren Beitrag im Rahmen des Finanzausgleichs zu leisten hätten, 
während es mit Ausnahme Hamburgs insbesondere aktuelle Nehmerländer sind, die durch das 
Äquivalenzmodell im Finanzausgleich verlieren. Insgesamt würde das Transfervolumen im 
Äquivalenzmodell abnehmen. Beim Verkehrswertmodell sind es dagegen abgesehen von Berlin 
ausschließlich die Geberländer, die sich durch die Reform im Länderfinanzausgleich schlechter 
stellen, da sie höhere Beiträge zu leisten haben. Dementsprechend nimmt das Transfervolumen 
insgesamt zu. Am stärksten betroffen ist dabei Bayern, dessen Beiträge beim Verkehrswertmodell 
den Schätzungen zufolge um fast 600 Millionen EUR ansteigen würden. Berlin verliert zwar 
ebenfalls, und dass, obwohl es als Befürworterin des Verkehrswertmodells gilt; als Stadtstaat 
steht Berlin jedoch das Grundsteueraufkommen zu, wodurch hier ein deutlich positiver Saldo zu 
Buche steht. Bei der Bodenwertsteuer sind es neben Berlin noch drei von vier Geberländern, die 
als Reformverlierer dastehen. Auch hier ist Bayern im Finanzausgleich mit einem zusätzlichen 
Beitrag 717 Millionen EUR der größte Verlierer.“3 

*** 

                                     

3 Ifo-Institut: Die Grundsteuer in Deutschland: Finanzwissenschaftliche Analyse und Reformoptionen, August 
2018, im Internet unter: https://www.cesifo-group.de/DocDL/ifo-studie-2018-fuest-etal-grundsteuer.pdf 
[22.08.2019], S. 29. 

https://www.cesifo-group.de/DocDL/ifo-studie-2018-fuest-etal-grundsteuer.pdf

